
 
STEUERTIPPS ZUM JAHRESENDE

Das Jahr 2020 ist in vielerlei Hinsicht ein besonderes Jahr. Es sind 
zahlreiche Covid-19-Gesetze zur Abfederung der Folgen des 
Lockdowns sowie Steueränderungen und Investitionsförderungen 
zur Konjunkturstärkung zu beachten. Rechtzeitig vor dem Jahresende 
empfiehlt es sich, einen Steuer-Check zu machen, und sich folgende 
Fragen zu stellen: Wurden auch alle Möglichkeiten steuerlicher 
Gestaltungen im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten genutzt und 
nichts übersehen? Was ist vor dem Jahreswechsel noch unbedingt 
zu erledigen? Denn am 32. Dezember ist es jedenfalls zu spät! 

Bitte lesen Sie weiter auf Seite 2
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1. STEUERTIPPS FÜR UNTERNEHMER

1.1 Worauf Sie bei Investitionen im Jahr 
2020 achten sollten 

Dieses Jahr gibt es zusätzlich einige besondere Aspekte, die 
für eine Investitionsentscheidung zu beachten sind: degressive 
Abschreibung, beschleunigte Abschreibung bei Gebäuden, 
Covid-19-Investitionsprämie und investitionsbedingter 
Gewinnfreibetrag.

1.2 Degressive Abschreibung       

Für nach dem 30.6.2020 angeschaffte oder hergestellte Wirt-
schaftsgüter kann die Abschreibung mit einem unveränderlichen 
Prozentsatz von bis zu 30 % vom jeweiligen (Rest-)Buchwert 
erfolgen (=degressive Abschreibung). Bei Inbetriebnahme in 
der zweiten Jahreshälfte steht der Halbjahressatz zu. 

Ausgenommen sind:

• Gebäude und andere Wirtschaftsgüter, die Sonderabschrei-
bungsregeln unterliegen,

• KFZ mit CO2-Emissionswerten von mehr als 0 g/km,

• gebrauchte Wirtschaftsgüter,

• unkörperliche Wirtschaftsgüter, die nicht den Bereichen 
Digitalisierung, Ökologisierung und Gesundheit/Life-Science 
zuzuordnen sind;

• Anlagen zur Förderung, Transport, Speicherung oder Nutzung 
fossiler Energieträger.

Die höhere Abschreibung zu Beginn der Nutzungsdauer führt 
bei langlebigen Wirtschaftsgütern zu Liquiditätsvorteilen, da mit 
dem Höchstsatz von 30 % nach zwei Jahren bereits 51 % und 
nach drei Jahren rd. 66 % abgeschrieben sind. Ein einmaliger 
Wechsel von degressiver zu linearer Abschreibung ist möglich 
und wird sinnvoll sein, wenn die lineare Abschreibung nach 
einigen Jahren höher ist als die degressive. Vom BMF wurde 
mitgeteilt, dass für Anschaffungen bis zum 31.12.2021 die 
degressive Abschreibung unabhängig vom Unternehmensrecht 
gewählt werden kann und daher keine Maßgeblichkeit der 
Unternehmensbilanz besteht (soll auch noch gesetzlich verankert 
werden). 

1.3 Beschleunigte AfA bei Anschaffung oder 
Herstellung von Gebäuden

Für Gebäude, die nach dem 30. Juni 2020 angeschafft oder 
hergestellt worden sind, ist eine beschleunigte AfA vorgesehen. 
Der bisher gültige Abschreibungsprozentsatz von Gebäuden 
beträgt ohne Nachweis der Nutzungsdauer 2,5 % bzw.  

1,5 % bei für Wohnzwecke überlassenen Gebäuden sowie im 
außerbetrieblichen Bereich (zur Erzielung von Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung). Im Jahr, in dem die AfA erstmalig 
zu berücksichtigen ist, kann nun höchstens das Dreifache des 
bisher zulässigen Höchstsatzes (also 7,5 % bzw 4,5 %) und 
im darauffolgenden Jahr höchstens das Zweifache (also 5 % 
bzw 3 %) abgeschrieben werden. Ab dem zweitfolgenden Jahr 
erfolgt die Bemessung der AfA wie bisher. Die Halbjahresab-
schreibungsregelung ist nicht anzuwenden, sodass auch bei 
Anschaffung oder Herstellung im zweiten Halbjahr der volle 
Jahres-AfA-Betrag aufwandswirksam ist.

1.4 Halbjahresabschreibung

Grundsätzlich steht die volle Halbjahresabschreibung zu, 
selbst wenn man erst am 31. Dezember ein Wirtschaftsgut 
noch anschafft und in Betrieb nimmt. Handelt es sich um ein 
geringwertiges Wirtschaftsgut mit einem Anschaffungswert von 
nicht mehr als € 800,00 (seit 1.1.2020, davor € 400,00), so 
kann der volle Betrag noch heuer steuerlich abgesetzt werden.

1.5 COVID-19-Investitionsprämie

Obwohl man bis zum 28.2.2021 Zeit hat, erste Maßnahmen 
zu setzen, um in den Genuss der COVID-19-Investitionsprämie 
zu kommen, sollte man sich dafür nicht allzu lange Zeit lassen. 
Zu den ersten Maßnahmen, die frühestens ab 1.8.2020 erfolgt 
sein dürfen, zählen Bestellungen, Kaufverträge, Lieferungen, der 
Beginn von Leistungen, Anzahlungen, Zahlungen, Rechnungen 
oder der Baubeginn. Die steuerfreie COVID-19-Investitionsprä-
mie beträgt 7 % von bestimmten Neuinvestitionen und erhöht sich 
auf 14 % bei Neuinvestitionen in den Bereichen Klimaschutz, 
Digitalisierung, Gesundheit und Life-Science. 

Gefördert werden materielle und immaterielle aktivierungspflichtige 
Neuinvestitionen in das abnutzbare Anlagevermögen (auch für 
gebrauchte Anlagegüter) eines Unternehmens an österreichischen 
Standorten. Die Förderung kann zwischen dem 1.9.2020 und 
28.2.2021 bei der AWS beantragt werden. Nicht förderungs-
fähig sind insbesondere klimaschädliche Investitionen, unbebaute 
Grundstücke, Finanzanlagen, Unternehmensübernahmen und 
aktivierte Eigenleistungen. Die Mindestinvestitionssumme 
pro Antrag muss € 5.000,00 betragen. Maximal wird ein 
Investitionsvolumen von € 50 Mio pro Unternehmen/Konzern 
gefördert. Die geförderten Investitionen müssen zumindest drei 
Jahre in einer österreichischen Betriebsstätte belassen werden. 
Die Inbetriebnahme und Bezahlung der Investition muss bis 
längstens 28.2.2022 erfolgen (bei einem Investitionsvolumen 
von mehr als € 20 Mio bis 28.2.2024).
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2. DISPOSITION ÜBER ERTRÄGE/EINNAHMEN BZW.  

AUFWENDUNGEN/AUSGABEN

 
3. STEUEROPTIMALE VERLUSTVERWERTUNG 

Bilanzierer haben durch Vorziehen von Aufwendungen und 
Verschieben von Erträgen einen gewissen Gestaltungsspiel-
raum. Beachten Sie auch, dass bei halbfertigen Arbeiten und 
Erzeugnissen eine Gewinnrealisierung unterbleibt.  

Einnahmen-Ausgaben-Rechner können ebenfalls durch 
Vorziehen von Ausgaben (z.B. Akonto auf Wareneinkäufe, 

Mieten 2021 oder GSVG-Beitragsnachzahlungen für das Jahr 
2020) und Verschieben von Einnahmen ihre Einkünfte steuern. 
Dabei ist aber zu beachten, dass regelmäßig wiederkehrende 
Einnahmen und Ausgaben, die 15 Tage vor oder nach dem 
Jahresende bezahlt werden, dem Jahr zuzurechnen sind, zu 
dem sie wirtschaftlich gehören.

3.1 Erstmalig Verlustrücktrag für 2020

Mit dem Konjunkturstärkungsgesetz 2020 wurde die Möglichkeit 
geschaffen, nicht ausgleichsfähige negative betriebliche Einkünfte 
des Veranlagungszeitraumes 2020 bis maximal € 5 Mio, auf 
Antrag auf die Veranlagung 2019 und unter bestimmten Umständen 
auf die Veranlagung 2018 rückzutragen und mit den positiven 
Einkünften dieser Jahre zu verrechnen. Die voraussichtlichen Verluste 
2020 können bei der Steuererklärung 2019 durch Bildung eines 
besonderen Abzugspostens (sogenannte COVID-19-Rücklage) 
berücksichtigt werden. Der sorgfältig geschätzte und glaubhaft 
gemachte voraussichtliche Verlust 2020 kann dann bereits bis zu 
maximal 60 % der Einkünfte 2019 (max jedoch € 5 Mio) bei der 
Veranlagung 2019 vorläufig berücksichtigt werden. 

Kann der Verlust 2020 nicht geschätzt oder glaubhaft gemacht 
werden und betragen die Vorauszahlungen für 2020 bereits Null 
bzw. wurden diese nur in Höhe der Mindestkörperschaftsteuer 
festgesetzt, so können bis zu 30 % der Einkünfte 2019 als 
vorläufiger Verlustrücktrag geltend gemacht werden (lt. BMF soll 
diese vereinfachende Pauschalregelung aber nur bis 31.12.2020 
möglich sein). 

Laut Verordnung ist ein Verlustrücktrag für ein Wirtschaftsjahr 
2020/21 mit entsprechender zeitlicher Verschiebung der einzelnen 
zeitlichen Eckpunkte möglich. Bei Mitunternehmerschaften ist die 
COVID-19-Rücklage erst bei der Veranlagung der Mitunternehmer 
zu berücksichtigen. Bei Unternehmensgruppen darf die Rücklage 
nur vom Gruppenträger gebildet werden und bezieht sich auf das 
zusammengefasste Gruppenergebnis. 

Es kann aber auch bereits vor Abgabe der Steuererklärung 
2019 die nachträgliche Herabsetzung der Einkommen- bzw. 
Körperschaftsteuervorauszahlung 2019 beantragt werden. Dem 
Antrag ist eine Berechnung des voraussichtlichen Steuerbetrages 
unter Berücksichtigung der COVID-19-Rücklage beizufügen.

Für die Berücksichtigung des Verlustrücktrages ist im Rahmen 

der Veranlagung ein Antrag unter Verwendung eines amtlichen 
Formulars zu stellen. 

Verlustverwertung bei Kapitalgesellschaften durch Gruppenbe-
steuerung 

Die innerhalb einer Unternehmensgruppe bei einzelnen in- oder 
ausländischen Kapitalgesellschaften angefallenen Verluste können 
im Rahmen der Gruppenbesteuerung steueroptimal verwertet wer-
den. Für die Begründung einer steuerlichen Unternehmensgruppe 
ist neben der ab Beginn des Wirtschaftsjahres erforderlichen 
finanziellen Verbindung (Kapitalbeteiligung von mehr als 50 % 
und Mehrheit der Stimmrechte) die Stellung eines Gruppenantrags 
beim zuständigen Finanzamt erforderlich. 

Dieser muss spätestens vor dem Bilanzstichtag (der einzubezie-
henden Gesellschaft) jenes Jahres gestellt werden, für das er erstmals 
wirksam sein soll. Kapitalgesellschaften, die auf den 31.12.2020 
bilanzieren und die bereits seit Beginn ihres Wirtschaftsjahres 
(im Regelfall seit 1.1.2020) im Sinne der obigen Ausführungen 
finanziell verbunden sind, können daher durch die Stellung eines 
Gruppenantrags bis zum 31.12.2020 noch für das gesamte Jahr 
2020 eine steuerliche Unternehmensgruppe bilden bzw. in eine 
bereits bestehende Gruppe aufgenommen werden. Sie können 
damit die im Jahr 2020 bei einzelnen Gruppengesellschaften 
erwirtschafteten Verluste noch im Jahr 2020 von den Gewinnen 
2020 anderer Gruppengesellschaften steuerlich absetzen. 

Beachten Sie auch, dass für Vorgruppenverluste von Gruppenmit-
gliedern, die mit eigenen Gewinnen des Gruppenmitglieds zu 
verrechnen sind, die 75 % Verlustverrechnungsgrenze nicht gilt. 

Durch die Einbeziehung ausländischer Tochtergesellschaften können 
auch Auslandsverluste – entsprechend der Beteiligungen – in 
Österreich verwertet werden. Allerdings können nur ausländische 
Kapitalgesellschaften einbezogen werden, wenn sie in einem 
EU-Staat oder in einem Drittstaat, mit dem eine umfassende Amtshilfe 
besteht, ansässig sind. Verluste ausländischer Gruppenmitglieder 



4

Ein Grundfreibetrag von 13 % von bis zu € 30.000,00 Gewinn 
steht Steuerpflichtigen automatisch zu (13 % von € 30.000,00 
= € 3.900,00). Für Gewinne über € 30.000,00, steht ein über 
den Grundfreibetrag hinausgehender (investitionsbedingter) 
GFB nur zu, wenn der Steuerpflichtige im betreffenden Jahr 
bestimmte Investitionen getätigt hat. Als begünstigte Inve-
stitionen kommen ungebrauchte, abnutzbare körperliche 
Wirtschaftsgüter mit einer Nutzungsdauer von mindestens 4 
Jahren in Betracht, wie beispielsweise Maschinen, Betriebs- und 
Geschäftsausstattung, LKW, Hardware und Gebäudeinvesti
tionen ab Fertigstellung. Ausgeschlossen sind PKW, Software 
und gebrauchte Wirtschaftsgüter. Auch bestimmte Wertpapiere 
können für die Geltendmachung eines investitionsbedingten 
GFB herangezogen werden. Das sind alle Anleihen sowie 
Anleihen- und Immobilienfonds, welche als Deckungswert-
papiere für die Pensionsrückstellung zugelassen sind.

Diese Wertpapiere müssen ab dem Anschaffungszeitpunkt 
mindestens 4 Jahre als Anlagevermögen gewidmet werden. Am 
einfachsten ist es nach wie vor, die für den investitionsbedingten 

GFB erforderliche Investitionsdeckung bei Gewinnen über  

€ 30.000,00 durch den Kauf der begünstigten Wertpapiere 

zu erfüllen. Für den GFB angeschaffte Wertpapiere können 

jederzeit verpfändet werden. Um den GFB optimal zu nutzen, 

sollte etwa bis Mitte Dezember gemeinsam mit dem Steuerbe-

rater der erwartete steuerliche Jahresgewinn 2020 geschätzt 

und der voraussichtlich über € 3.900,00 (= Grundfreibetrag!) 

liegende Gewinnfreibetrag nach den oben dargestellten Stufen 

ermittelt und entsprechende Wertpapiere gekauft werden. Die 

Wertpapiere müssen bis zum 31.12.2020 auf Ihrem Depot 

eingeliefert sein!

TIPP: Auch für selbständige Nebeneinkünfte (z.B. aus einem 

Werk- oder freien Dienstvertrag), Bezüge eines selbständig 

tätigen Gesellschafter-Geschäftsführers oder Aufsichtsrats- und 

Stiftungsvorstandsvergütungen steht der GFB zu.

Hinweis: Bei Inanspruchnahme einer Betriebsausgabenpauscha-

lierung steht nur der Grundfreibetrag (13 % von € 30.000,00 

= € 3.900,00) zu.

 
4. GEWINNFREIBETRAG

können im Jahr der Verlustzurechnung höchstens im Ausmaß 
von 75 % des gesamten inländischen Gruppeneinkommens 
berücksichtigt werden. Die verbleibenden 25 % gehen in den 
Verlustvortrag des Gruppenträgers ein. In Jahren, in denen ein 
zugerechneter ausländischer Verlust mit einem ausländischen 
Gewinn verrechnet wird oder verrechnet werden könnte, erfolgt 
die Nachversteuerung.

TIPP: Die Gruppenbesteuerung kann überdies auch zur steueropti-
malen Verwertung von Finanzierungskosten im Zusammenhang mit 
dem Erwerb von Anteilen an einer Kapitalgesellschaft verwendet 

werden, außer die Anteile wurden von einer Konzerngesellschaft 
oder einem Gesellschafter mit beherrschendem Einfluss erworben.

3.2 Verluste bei kapitalistischen Mitunter-
nehmern nur vortragsfähig

Bei natürlichen Personen sind Verluste als kapitalistische Mitun-
ternehmer nicht ausgleichsfähig, insoweit dadurch ein negatives 
steuerliches Kapitalkonto entsteht. Derartige Verluste sind als 
Wartetastenverluste für künftige Gewinne (oder Einlagen) aus 
derselben Einkunftsquelle vortragsfähig. 

Gewinn in € %-Satz GFB GFB in € insgesamt €

bis 175.000 		13 	 % 22.750 22.750

175.000 – 350.000 		 7 	 % 12.250 35.000

350.000 – 580.000 		 4,5	 % 10.350 45.350

über 580.000 		 0 	 % 0 45.350

Als Abgeltung für die begünstigte Besteuerung des 13./14.
Gehalts der Lohnsteuerpflichtigen steht allen einkommensteuer-
pflichtigen natürlichen Personen der Gewinnfreibetrag (GFB) 

unabhängig von der Gewinnermittlungsart zu und beträgt bis 
zu 13 % des Gewinns, max. € 45.350,00 pro Jahr.
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6. FORSCHUNGSPRÄMIE

 
5. SPENDEN AUS DEM BETRIEBSVERMÖGEN 

 
7. DER GEWINNER DES JAHRES – DAS ELEKTROAUTO

Spenden aus dem Betriebsvermögen an bestimmte im Gesetz 
genannte begünstigte Institutionen sind bis maximal 10 % des 
Gewinns des laufenden Wirtschaftsjahres steuerlich absetzbar. 
Als Obergrenze gilt der Gewinn vor Berücksichtigung des 
Gewinnfreibetrags. Damit derartige Spenden noch im Jahr 
2020 abgesetzt werden können, müssen sie bis spätestens 
31.12.2020 geleistet werden (für weitere Details siehe 
Ausführungen zu „Spenden als Sonderausgaben“).

Zusätzlich zu diesen Spenden sind als Betriebsausgaben 
auch Geld- und Sachspenden im Zusammenhang mit der 
Hilfestellung bei (nationalen und internationalen) Katastrophen 

(insbesondere bei Hochwasser-, Erdrutsch-, Vermurungs- und 
Lawinenschäden) absetzbar, und zwar betragsmäßig unbe-
grenzt! Voraussetzung ist, dass sie als Werbung entsprechend 
vermarktet werden (z.B. durch Erwähnung auf der Homepage 
oder in Werbeprospekten des Unternehmens).

TIPP: Steuerlich absetzbar sind auch Sponsorbeiträge an 
diverse gemeinnützige, kulturelle, sportliche und ähnliche 
Institutionen (Oper, Museen, Sportvereine etc.), wenn damit 
eine angemessene Gegenleistung in Form von Werbeleistungen 
verbunden ist. Bei derartigen Zahlungen handelt es sich dann 
nämlich nicht um Spenden, sondern um echten Werbeaufwand.

Für Forschungsaufwendungen (Forschungsausgaben) aus 
eigenbetrieblicher Forschung kann heuer eine Forschungsprä-
mie von 14 % beantragt werden. Die prämienbegünstigten 
Forschungsaufwendungen (Ausgaben) bei eigenbetrieblicher 
Forschung sind betragsmäßig nicht gedeckelt. Prämien für 
Auftragsforschungen können hingegen nur für Forschungs-
aufwendungen (Ausgaben) bis zu einem Höchstbetrag von  
€ 1 Mio pro Wirtschaftsjahr geltend gemacht werden. 
Gefördert werden generell Aufwendungen (Ausgaben) „zur 
Forschung und experimentellen Entwicklung“ (d.h. sowohl 
Grundlagenforschung als auch angewandte und experimen-
telle Forschung im Produktions- und Dienstleistungsbereich, 
z.B. auch Aufwendungen bzw. Ausgaben für bestimmte 

Softwareentwicklungen und grundlegend neue Marketingme-
thoden). Die Forschung muss in einem inländischen Betrieb 
oder einer inländischen Betriebsstätte erfolgen. 

TIPP: Für den Prämienantrag 2020 muss nach Ablauf des 
Wirtschaftsjahrs elektronisch ein sogenanntes Jahresgutachten 
der Forschungsförderungsgesellschaft (FFG) eingeholt werden. 
Um größere Sicherheit über die steuerliche Anerkennung von 
Forschungsaufwendungen zu erlangen, besteht die Möglich-
keit, im Vorhinein eine bescheidmäßige Bestätigung über die 
begünstigte Forschung für ein bestimmtes Forschungsprojekt 
beim Finanzamt zu beantragen. Dafür ist es notwendig, von 
der FFG ein sogenanntes Projektgutachten einzuholen.

Bislang bestand der Anreiz für ein E-Auto darin, dass die Kosten 
für alle Unternehmer vorsteuerabzugsfähig sind. Dies betrifft auch 
die Stromkosten und die Kosten für Stromabgabestellen. Der volle 
Vorsteuerabzug steht allerdings nur bei Anschaffungskosten bis 
maximal € 40.000,00 brutto zu. Zwischen € 40.000,00 und 
€ 80.000,00 brutto gibt es einen aliquoten Vorsteuerabzug. 
Kostet das Elektroauto mehr als € 80.000,00 brutto, so steht 

kein Vorsteuerabzug zu. Aber Achtung: Hybridfahrzeuge sind 
nicht von den Begünstigungen der reinen Elektroautos umfasst.

NEU 2020: Seit 1.1.2020 steht auch allen Krafträdern mit 
einem CO2-Emissionswert von 0g/km (z.B. Motorräder, Motor-
fahrräder, Quads, Elektrofahrräder und Selbstbalance-Roller) der 
Vorsteuerabzug zu.

Beachten Sie, dass bei einer Betriebsveräußerung oder 
Betriebsaufgabe der GFB nachversteuert werden muss, sofern 
die Mindestbehaltedauer von 4 Jahren nicht erfüllt ist.

 

Bewirtungsspesen
Ausgaben in der Zeit vom 1.7.2020 bis 31.12.2020 
anlässlich der Bewirtung von Geschäftsfreunden können zu 
75 % (statt bisher 50 %) abgezogen werden. 
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8. UMSATZGRENZE FÜR KLEINUNTERNEHMER

 
9. GSVG-BEFREIUNG FÜR „KLEINUNTERNEHMER“  

BIS 31.12.2020 BEANTRAGEN

Unternehmer mit einem Jahres-Nettoumsatz von bis zu  
€ 35.000,00 sind umsatzsteuerlich Kleinunternehmer und 
damit von der Umsatzsteuer befreit. Je nach anzuwendendem 
Umsatzsteuersatz entspricht dies einem Bruttoumsatz (inkl. 
USt.) von € 38.500,00 (bei nur 10 %igen Umsätzen, wie z.B. 
Wohnungsvermietung) bis € 42.000,00 (bei nur 20 %igen 
Umsätzen). Von der Berechnung der Kleinunternehmergrenze 
ausgenommen sind bestimmte steuerfreie Umsätze wie z.B. die 
aus ärztlicher Tätigkeit oder als Aufsichtsrat. Bei Inanspruch-
nahme der Kleinunternehmerregelung darf keine Umsatzsteuer in 
Rechnung gestellt werden. Überdies geht der Vorsteuerabzug 
für alle mit den Umsätzen zusammenhängenden Ausgaben 
verloren. 

Steuerbefreite Kleinunternehmer, die sich mit ihrem Umsatz 
knapp an der Kleinunternehmergrenze bewegen, sollten 
rechtzeitig überprüfen, ob sie die Umsatzgrenze von netto  
€ 35.000,00 im laufenden Jahr noch überschreiten werden. 

Eine einmalige Überschreitung um 15 % innerhalb von  
5 Jahren ist unschädlich. Wird die Grenze überschritten, 
müssen bei Leistungen an Unternehmer allenfalls noch im Jahr 
2020 korrigierte Rechnungen mit Umsatzsteuer ausgestellt 
werden. 

In vielen Fällen kann es sinnvoll sein, auf die Steuerbefreiung 
für Kleinunternehmer zu verzichten (etwa um dadurch in 
den Genuss des Vorsteuerabzugs für die mit den Umsätzen 
zusammenhängenden Ausgaben, z.B Investitionen, zu 
kommen). Der Verzicht wird vor allem dann leichter fallen, 
wenn die Kunden ohnedies weitaus überwiegend wiederum 
vorsteuerabzugsberechtigte Unternehmer sind.

TIPP: Ein Kleinunternehmer kann bis zur Rechtskraft des 
Umsatzsteuerbescheids schriftlich gegenüber dem Finanzamt 
auf die Anwendung der Kleinunternehmerregelung verzichten. 
Der Verzicht bindet den Unternehmer allerdings für fünf Jahre!

Gewerbetreibende und Ärzte (Zahnärzte) können bis  
spätestens 31.12.2020 rückwirkend für das laufende Jahr die 
Befreiung von der Kranken- und Pensionsversicherung nach 
GSVG (Ärzte nur Pensionsversicherung) beantragen, wenn 
die steuerpflichtigen Einkünfte 2020 maximal € 5.527,92 
und der Jahresumsatz 2020 maximal € 35.000,00 aus 
sämtlichen unternehmerischen Tätigkeiten betragen werden. 
Antragsberechtigt sind

• Jungunternehmer (maximal 12 Monate GSVG-Pflicht in den 
letzten 5 Jahren), die das 57. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben.

• Personen, die das 60. Lebensjahr vollendet haben, sowie

• Männer und Frauen, die das 57. Lebensjahr (nicht aber das 

60. Lebensjahr) vollendet haben, wenn sie in den letzten 
5 Jahren die maßgeblichen Umsatz- und Einkunftsgrenzen 
nicht überschritten haben.

Die Befreiung kann auch während des Bezugs von Kinderbe-
treuungsgeld oder bei Bestehen einer Teilversicherung während 
der Kindererziehung beantragt werden, wenn die monatlichen 
Einkünfte maximal € 460,66 und der monatliche Umsatz 
maximal € 2.916,67 betragen.

TIPP: Der Antrag für 2020 muss spätestens am 31.12.2020 
bei der SVA einlangen. Wurden im Jahr 2020 bereits Leistungen 
aus der Krankenversicherung bezogen, gilt die Befreiung von 
KV-Beiträgen erst ab Einlangen des Antrags.

Die Förderung der E-Mobilität macht Elektroautos so günstig wie 
noch nie. Zur staatlichen Umweltförderung iHv € 3.000,00 
über den Fahrzeughändler und die Investitionsprämie iHv  
14 % der Anschaffungskosten kommen noch je nach Bundes-
ländern unterschiedliche Förderungen hinzu. Neu ist auch die 
Möglichkeit der degressiven Abschreibung für Kfz mit einem 

CO2 Emissionswert von 0 g/km. 

TIPP: Elektroautos sind wegen der fehlenden CO2-Emissionen 
nicht NoVA-pflichtig und von der motorbezogenen Versicherungs-
steuer befreit. Für jene Mitarbeiter, die das arbeitgebereigene 
Elektroauto privat nutzen dürfen, fällt kein Sachbezug an.
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10. STEUERTIPPS FÜR ARBEITGEBER UND MITARBEITER 

11. STEUERTIPPS FÜR ARBEITNEHMER

11.1 Wertpapierverluste realisieren

Für Gewinne von Verkäufen von sogenanntem „Neuver-

mögen“ fällt die Kapitalertragsteuer von 27,5 % an. Zum 
„Neuvermögen“ zählen alle seit dem 1.1.2011 erworbenen 
Aktien und Investmentfonds sowie alle anderen ab dem 

1.4.2012 entgeltlich erworbenen Kapitalanlagen (insbe
sondere Anleihen, Derivate).

TIPP 1: Verluste aus der Veräußerung dieser dem „Neuvermö-
gen“ zuzurechnenden Kapitalanlagen können nicht nur mit 

Veräußerungsgewinnen, sondern auch mit Dividenden und 
Zinsen aus Anleihen (nicht jedoch mit z.B. Sparbuchzinsen) 
ausgeglichen werden. 

TIPP 2: Wenn Sie bei verschiedenen Banken Wertpapier-
depots oder z.B. mit Ihrer Ehefrau ein Gemeinschaftsdepot 
haben, müssen Sie Bescheinigungen über den Verlustausgleich 
anfordern. Im Rahmen der Steuererklärungen können Sie 
dann eventuell bei einem Wertpapierdepot nicht verwertete 
Verluste mit den Einkünften aus dem anderen Wertpapierdepot 
ausgleichen.

10.1 Weihnachtsgeschenke bis maximal  
€ 186,00 steuerfrei

(Weihnachts-)Geschenke an Arbeitnehmer sind innerhalb 
eines Freibetrages von € 186,00 jährlich lohnsteuer- und 
sozialversicherungsfrei, wenn es sich um Sachzuwendungen 
handelt (z.B. Warengutscheine, Goldmünzen). Geldgeschenke 
sind immer steuerpflichtig.

Achtung: Wenn die Geschenke an Dienstnehmer über bloße 
Aufmerksamkeiten (zB Bücher, CDs, Blumen) hinausgehen, 
besteht auch Umsatzsteuerpflicht (sofern dafür ein Vorsteuer-
abzug geltend gemacht werden konnte).

10.2 Sachzuwendungen anlässlich eines Dienst- 
oder Firmenjubiläums bis € 186,00 steuerfrei

Sachzuwendungen an Arbeitnehmer, die anlässlich eines 
Firmen- oder Dienstjubiläums gewährt werden, sind bis  
€ 186,00 jährlich steuerfrei.

10.3 Kinderbetreuungskosten: € 1.000,00  
Zuschuss des Arbeitgebers steuerfrei

Leistet der Arbeitgeber für alle oder bestimmte Gruppen 
seiner Arbeitnehmer einen Zuschuss für die Kinderbetreu-
ung, dann ist dieser Zuschuss bis zu einem Betrag von  
€ 1.000,00 jährlich pro Kind bis zum zehnten Lebensjahr 
von Lohnsteuer und SV-Beiträgen befreit. Voraussetzung ist, 
dass dem Arbeitnehmer für das Kind mehr als sechs Monate 
im Jahr der Kinderabsetzbetrag gewährt wird. Der Zuschuss 
darf nicht an den Arbeitnehmer, sondern muss direkt an eine 
institutionelle Kinderbetreuungseinrichtung (zB Kindergarten), 
an eine pädagogisch qualifizierte Person oder in Form eines 

Gutscheins einer institutionellen Kinderbetreuungseinrichtung 
geleistet werden. 

10.4 Steuerfreier Werksverkehr „Jobticket“

Zur Förderung der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel können 
die Kosten für ein öffentliches Verkehrsmittel (“Jobticket”) 
auch dann steuerfrei vom Dienstgeber übernommen werden, 
wenn kein Anspruch auf das Pendlerpauschale besteht (z.B. 
im Stadtgebiet von Wien). Wird das Jobticket allerdings 
anstatt des bisher gezahlten steuerpflichtigen Arbeitslohns 
zur Verfügung gestellt, dann liegt eine nicht begünstigte, 
steuerpflichtige Gehaltsumwandlung vor. 

Achtung: Ein reiner Kostenersatz des Arbeitgebers stellt 
steuerpflichtigen Arbeitslohn dar.

10.5 COVID-19-Prämie bis € 3.000,00  
steuerfrei 

Dienstgeber können Mitarbeitern, die aufgrund der Covid-
19-Krise erschwerten Arbeitsbedingungen ausgesetzt waren, 
dafür eine zusätzliche Bonuszahlung von bis zu € 3.000,00 
steuer- und sozialversicherungsfrei gewähren. Es gibt keine 
Einschränkungen auf Branchen oder systemrelevante Tätig-
keiten. Der steuerfreie Bonus kann auch Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern gewährt werden, die sich in Kurzarbeit befinden. 
Eine solche COVID-19-Prämie erhöht nicht das Jahressechstel 
und wird nicht auf das Jahressechstel angerechnet. 

TIPP: Inzwischen wurde auch klargestellt, dass dafür keine 
Lohnnebenkosten wie Kommunalsteuer, Dienstgeberbeitrag 
und Zuschlag zum Dienstgeberbeitrag anfallen.
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Ein herzliches Dankeschön für die gute  
Zusammenarbeit und das uns entgegengebrachte Vertrauen. 

Gesegnete Weihnachten und ein gutes, erfolgreiches neues Jahr!

      
Ihr PZP Team
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Neu jetzt auch in Altheim

Mit Jahresanfang 2021 freuen wir uns, Sie nicht nur in unserem 
Bürohaus in Ried i.I., sondern auch in unserem Standort in 
Altheim begrüßen zu können.

Durch die Übernahme der Kanzlei von Frau Brigitte 
Hochegger-Mattes gewinnen wir einen attraktiven Standort 
und führen diesen mit den bewährten Mitarbeiterinnen weiter. 
Die Leitung übernimmt Mag. Julia Riepl, die kürzlich ihre 
Steuerberaterprüfung positiv ablegte.

„Für die Übertragung meiner Kanzlei habe ich PZP Steuerbe-
ratung GmbH ausgewählt, da sie im Innviertel als kompetente 
und verlässliche Kanzlei bekannt ist. In den persönlichen 
Gesprächen konnten wir ähnliche Wertvorstellungen entdecken, 
die mir ein gutes Gefühl für die Weiterführung meiner Kanzlei 
geben“, so Frau Hochegger-Mattes.

PZP Steuerberatung GmbH
Bettmesserstraße 1, 4950 Altheim
Tel.: 07723/43989, E-Mail: office@pzp.at

V.l.n.r.: Robert Höhfurtner, Marianne Anzengruber,  
Brigitte Hochegger-Mattes, Julia Riepl, Günter Peer,  
Josef Burgstaller


